
Was bedeuten die Bundestagswahlen für 
„Frieden“?
Bei dem Webinar von Forum Frie-

denlinks  vom  26.2.2025  erfolgten  
zwei einleitende Beiträge, abrufbar  
unter www.friedenlinks.de. 

Nachfolgend eine kurze redaktio-
nelle  Zusammenfassung  des  Bei-
trages von Peter Wahl.

Der Westen, seit 80 Jahren prägende 
Kraft  der Weltpolitik,  ist  so gespalten 
wie nie zuvor. Die Verhandlungen zwi-
schen  Moskau  und  Washington  als 
auch  die  Konfrontation  zwischen  EU 
und USA sind beide ein dramatischer 
Umschwung in der internationalen Po-
litik. 

Der Schock bei den EU-Funktionseli-
ten  ist  enorm  groß  und  das  ist  ver-
ständlich.  Sie  müssen  nämlich  jetzt 
zwei hammerharte Schläge auf einmal 
verdauen.  Der  erste  Schlag  ist,  dass 
die Ukraine dabei ist, den Krieg zu ver-
lieren.  Das hatte sich schon vor dem 
Wechsel in Washington abgezeichnet. 
Und Trump hat das früh erkannt. Die 
EU und die meisten Hauptstädte sind 

aber befangen in einer grotesken Re-
alitätsverweigerung. 

Der  zweite  Schlag,  den sie  zu  ver-
dauen  haben,  ist  natürlich  die  Kon-
frontation  mit  den  USA.  Das  ist  von 
historischer Tragweite.  Und das in ei-
ner Situation, in der die EU in zwei in-
ternen, gravierenden Krisen steckt.

Die erste ist der wirtschaftliche Nie-
dergang. Die andere ist, dass die poli-
tischen  Systeme  seit  einigen  Jahren 
im  Zustand  permanenter  Instabilität 
und  Volatilität  sind.  Die  Konsequenz 
aus diesem Punkt ist ein Rückgang der 
Problemlösungsfähigkeit  und  ein  zu-
nehmender Kontrollverlust auch durch 
die Herrschenden.

Zu  den  Verhandlungen  zwischen 
USA und Russland: 

Es  ist  auch  für  Friedenskräfte  not-
wendig, den Ansatz von Trump zu un-
terstützen und das unabhängig davon, 
dass er in anderen Fragen wie Nahost, 
Grönland,  Panama  usw.  Positionen 
vertritt, von denen man sagen könnte, 

sie  schwanken  zwischen  inakzeptabel 
und abstrus. 

Was wir  lernen müssen,  ist  die  Au-
ßenpolitik  von  Staaten  unter  den 
neuen  weltpolitischen  Bedingungen 
nicht  pauschal  in  ein moralisierendes 
Schema zu pressen. Sondern wir müs-
sen fallweise eine Bewertung vorneh-
men. Die einfachen Muster der Eintei-
lung in gute und böse Länder passen 
nicht zu dem komplexer gewordenen 
internationalen, sich hin zu Multipola-
rität entwickelnden System.

Beitrag  von  Andre  Leisewitz:  
bearbeitete Fassung der Transkrip-
tion seines an Peter Wahl anknüp-
fenden Beitrages.

Erstens:  Was  sind  die  übergreifen-
den Motive für das Agieren der US-Ad-
ministration?  Offensichtlich  ist  die 
Trump-Administration  bemüht,  die 
Kosten der weichen und harten Fakto-
ren  für  die  internationale  Expansion 
des  US-Imperialismus  zugunsten  di-
rekter Profitförderung für das US-Kapi-
tal zu reduzieren. 

Damit soll Spielraum für die Umori-
entierung  des  ökonomisch-militäri-
schen Potentials der USA einerseits in 
Richtung  Auseinandersetzung  mit 
China, andererseits zugunsten direkter 
Interventionen  zwecks  Ressourcensi-
cherung  in  verschiedenster  Form  ge-
wonnen werden. 

Für Letzteres sprechen z.B. die Akti-
vitäten  in  Sachen  Panamakanal,  der 
vorgesehene Vertrag zur  Ressourcen-
ausplünderung der Ukraine u.a.m. Das 
Ganze ist eine Reaktion auf die verän-
derte weltwirtschaftliche Situation und 
Stellung  der  USA,  insbesondere  das 

gewachsene Gewicht Chinas. Aber das 
ist natürlich seit der Feststellung Oba-
mas, die USA seien nicht mehr in der 
Lage, in zwei Weltregionen große Kon-
flikte militärisch gleichzeitig zu führen, 
nicht  ganz neu.  Und sie  müssen sich 
primär dem Fernen Osten zuwenden. 

Auf  jeden  Fall  hat  die  Umorientie-
rung der Trump-Administration nichts 
zu  tun mit  dem Eingehen auf  Forde-
rungen nach einer  veränderten Welt-
wirtschaftsordnung,  also  einer  poli-
tisch-ökonomischen  Neugestaltung 
der  Weltwirtschaftsinstitutionen,  etwa 
zugunsten  größerer  Rechte  und  Ein-
flussmöglichkeiten  des  Globalen  Sü-
dens  in  einer  insgesamt  kapitalisti-
schen  Welt,  in  der  Konkurrenz  und 
Wertgesetz die ökonomischen und po-
litischen  Prozesse  beherrschen  und 
das US-Kapital und der Dollar nach wie 
vor eine bestimmende Stellung haben.

Wir  müssen  davon  ausgehen,  dass 
dieser Rückzug bzw. diese Umorientie-
rung der USA nicht zu einer Reduzie-
rung,  sondern  zu  einer  drastischen 
Ausweitung der  Rüstungsanstrengun-
gen führen wird. Dies gilt für die BRD, 

EU, NATO, und dies gilt auch für China, 
Russland, Indien und für andere Regio-
nalmächte.

Zweitens: In  der  Bundesrepublik 
umfasst  die  Große  Koalition  der  Auf-
rüstungsbefürworter  im  noch  beste-
henden Bundestag CDU, die konserva-
tiven AfD und die  Ampelparteien.  Sie 
stehen jetzt und dann im neuen Bun-
destag vor dem gleichen Problem wie 
die bisherige Ampelkoalition.

Sie  sind  klamm  und  müssen  die 
Schuldenbremse  irgendwie  lockern, 
um  den  Staatshaushalt  einerseits  zu-
gunsten von kapitalorientierter, ökolo-
gischer  Transformation  und  anderer-
seits  für  Aufrüstung  auszuweiten.  Im 
neuen  Bundestag  haben  die  soge-
nannten Parteien der Mitte keine Zwei-
drittelmehrheit mehr, die für eine ent-
sprechende  Verfassungsänderung  er-
forderlich wäre. 

Mit der AfD, die für eine drastische 
Ausweitung  des  Rüstungshaushalts 
plädiert, könnten sie das natürlich ma-
chen.  Das  gilt  aber  nicht  für  weitere 
Unterstützung  der  Ukraine.  Insofern 
ergeben  sich  in  dieser  Hinsicht  rüs-
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tungspolitische  Kooperationsmöglich-
keiten für den konservativ-rechten Bo-
gen erst jenseits des Ukrainekrieges.

Die  Neuordnung  der  Rüstungswirt-
schaft der Bundesrepublik ist seit lan-
gem  schon  eine  Forderung  aus  der 
Branche und steht aktuell auf der Ta-
gesordnung.  Rheinmetall  Chef  Pap-
penberger  beklagt  die  Zerschlagung 
der Rüstungsindustrie nach 1945 und 
fordert  deren  Rekonsolidierung  mit 
Verweis auf die USA, wo die Rüstungs-
wirtschaft  aus  nur  fünf  integrierten 
Großkonzernen besteht. 

In  Dokumenten  der  Deutschen Ge-
sellschaft  für  Auswärtige  Politik  und 
des Instituts der deutschen Wirtschaft 
werden  die  rüstungswirtschaftlichen 
Forderungen  der  Industrie  formuliert 
mit dem Verlangen nach „Verstetigung 
der erhöhten Verteidigungsausgaben“, 
einer verstärkten Kooperation und ei-
nem rüstungspolitischen New Deal auf 
EU-Ebene sowie  der  steuersparenden 
Einstufung von Rüstungsausgaben als 
„nachhaltig“.  Außerdem  fordert  die 
Rüstungsindustrie  eine  staatliche  Ab-
nahmegarantie.

Ich  nenne  nur  als  weitere,  aktuelle 
Stichworte:  Kerosin-Pipelines,  Heimat-
schutz  und  territoriale  Reserve,  Bun-
deswehrgesetz  in  Bayern,  das  Grün-
buch zur zivil militärischen Zusammen-
arbeit im Kriegsfall. 

In Hessen beobachten wir zum Bei-
spiel,  dass  im  regionalen  Fernsehen 
die Bundeswehr so präsent ist wie seit 
langem nicht mehr. Insofern wird sich 
auch jenseits  des Ukrainekrieges und 
der Auseinandersetzung um seine Be-
endigung das Kampffeld für  die  Frie-
densbewegung  ausweiten,  die  Frie-
densfrage rückt sozusagen noch enger 
an uns heran und wird noch konkreter.

Drittens: Wie sehen die Handlungs-
bedingungen  und  Anforderungen  für 
die  Friedensbewegung  aus?  Ergeben 
sich mit Blick darauf aus den Ergebnis-
sen dieser Bundestagswahl irgendwel-
che Hinweise?

1) Unbedingt notwendig: Rückgewin-
nung des  Friedensbegriffs bzw.  einer 
progressiven  Vorstellung  von  friedli-
chen internationalen Beziehungen und 
friedlicher  Koexistenz  gegen  deren 
bellizistische Umdeutung, als Element 
des ideologischen Kampfes. Hier muss 
ungeheuer viel Schutt, der in den letz-
ten  Jahren  angehäuft  worden  ist,  in 

den Köpfen weggeräumt werden.
2)  Rückgewinnung und Stärkung ei-

ner antimilitaristischen Haltung im Be-
reich  der  Betriebe  und  Gewerkschaf-
ten. Gegenwärtig läuft die Konversion 
von  Zivilproduktion  auf  Rüstungsgü-
ter, zum Beispiel im Bereich der Auto-
mobilindustrie  und  der  Automobilzu-
lieferer,  die bekanntlich in einer ganz 
tiefen Krise stecken, wo viele Betriebe 
dichtgemacht  werden  bzw.  Beleg-
schaften entlassen werden.

Die Einweihung des Panzerwerks in 
Görlitz im Februar war nur ein symbo-
lisches Beispiel dafür – statt Regional-
zügen  und  Straßenbahnen  werden 
dort jetzt Panzer gebaut. Weiteres Bei-
spiel:  Der  Automobilzulieferer  Conti-
nental kooperiert mit Rheinmetall. Bei 
Continental  werden  Belegschaftsteile 
abgebaut  und  Rheinmetall  direkt  an-
geboten.

3)  Kampf um antimilitaristische Hal-
tung im Jugendbereich. Wenn wir his-
torisch zurückblicken, dann zeigt sich, 
dass die Stärke der alten Friedensbe-
wegung in den 80er Jahren sich in ho-
hem Maße aus dem Vorlauf ergab, den 
sie durch die politisch-kulturellen Um-
brüche seit Ende der 60er Jahre erhal-
ten hatte.

Ich erinnere damit an den Kampf ge-
gen den Vietnamkrieg. Die breite Aus-
einandersetzung  mit  Demokratisie-
rungsverlangen,  Kampf  um  Entspan-
nungspolitik, Linksentwicklung an den 
Hochschulen,  ausgeprägte  linke  Ten-
denzen in den Gewerkschaften etc.

Aus diesen Tendenzen speiste sich ja 
ein beachtlicher Teil der Aktivisten der 
damaligen Friedensbewegung und da-
mit auch ein wesentliches Moment ih-
rer Entfaltung und Stärkung. Heute ha-
ben wir  mit  dem Gegenteil  zu kämp-
fen,  den  Auswirkungen  einer  langen 
Phase  neoliberaler  Hegemonie  und 
vielfältiger  multipler  Krisenprozesse, 
mit geschwächten Gewerkschaften.

Generell  ist  die  Zukunftsangst 
enorm gewachsen.  2025  blickten  nur 
noch 11 % der Wähler zuversichtlich in 
die Zukunft, 2017 waren das noch 52 % 
gewesen. Das ist auch der Hintergrund 
für die bei der Bundestagswahl deut-
lich  gewordene  Rechtsentwicklung: 
Verdoppelung  der  AfD-Stimmen,  Ab-
wandern  von  zweieinhalb  Millionen 
Wählern der SPD an CDU und AfD. Das 
gilt auch für den betrieblichen Bereich 

–  hoher  AfD-Anteil  bei  Arbeiterwäh-
lern.

Offenbar  hat  die  Frage  nach  Krieg 
und/oder  Frieden  in  diesem  Kontext 
für  die  Wahlentscheidungen  zumin-
dest  unmittelbar  keine  besonders 
große  Rolle  gespielt.  Auf  die  Frage: 
„Welches Thema spielte für Ihre Wahlent-
scheidung  die  größte  Rolle?“  gaben 
insgesamt 13 % Friedenssicherung an. 
Dies  entspricht  im  Übrigen  gerade 
dem Wahlergebnis der beiden für Frie-
denssicherung  eintretenden  Parteien 
Die Linke und BSW. 

Die  größte Rolle  spielten innere Si-
cherheit,  soziale Sicherheit,  Zuwande-
rung, Wirtschaftswachstum, auch Um-
welt und Klima. Niedrigere Bedeutung 
hatten  gestiegene  Preise.  Beachtlich 
ist der Ost-West Unterschied. In West-
deutschland  stand  Friedenssicherung 
mit 12 % an sechster Stelle von sieben 
Vorgaben, in Ostdeutschland mit 17 % 
an zweiter Stelle. 

Dabei ist aber zu beachten, dass bei 
der  Frage  nach  Friedenssicherung  ja 
ganz  konträre  Auffassungen  erfasst 
werden. Für die einen sind Aufrüstung 
und  Rüstungslieferungen  gerade  ein 
Element der Friedenssicherung, für die 
anderen ist das gerade umgekehrt. Ich 
würde  daraus  schlussfolgern,  dass 
eine  stärkere  argumentative  Verbin-
dung von Friedensfrage und sozialen 
Fragen („Kanonen versus Butter“) und 
ökologischen/Klimafragen erforderlich 
ist, um mehr Rückhalt zu gewinnen.

Die aktuellen Anstrengungen zur di-
plomatischen Lösung des Ukrainekrie-
ges müssten jetzt genutzt werden, um 
der  bellizistischen  Umdeutung  des 
Friedensbegriffs  entgegen  zu  treten. 
Das schließt die Thematisierung der im 
Kapitalismus  wurzelnden  Ursachen 
von Krieg natürlich unbedingt ein.

Bemerkenswert  ist  mit  dem  uner-
warteten  Aufschwung  der  Linken  bei 
der Bundestagswahl auch deren rela-
tive Stärke bei den jugendlichen Wäh-
lern. Was kann unternommen werden, 
um  sie  stärker  in  die  Friedensbewe-
gung einzubinden?

Wichtig sind hierbei Friedensaktivitä-
ten an den Hochschulen, die Auseinan-
dersetzung um die  Reaktivierung der 
Wehrpflicht,  die  Zurückweisung  von 
Bundeswehr-Aktivitäten  in  den  Schu-
len u.a.m. 
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